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Überblick: Hamburgisches Klimaschutzgesetz

Die „PV-Pflichten“, § 16 HmbKliSchG

Umsetzung durch Rechtsverordnung

Die Umsetzung der EE-Pflichten



• Rechtlicher Rahmen für die Ziele aus dem Hamburger Klimaplan

• Begrenzung der Erderwärmung

• 2030: Senkung des CO2-Ausstoß um 55%; bis 2050: Klimaneutralität

• Erzeugung, Verteilung und Verwendung von Energie:

ÜBERBLICK: HAMBURGISCHES KLIMASCHUTZGESETZ 

sparsam rationell ressourcenschonend umwelt-und 
gesundheitsverträglich

Im Rahmen des 
wirtschaftlich 
Vertretbaren

Vorführender
Präsentationsnotizen
HmbKliSchG bildet den rechtlichen Rahmen für die Erreichung der Ziele aus dem Hamburger Klimaplan.

Ziel des Gesetzes : Das Klima zu schützen und einen Beitrag zur Sicherung der Erreichung der Ziele des Übereinkommens von Paris vom 12. Dezember 2015 zu leisten. 

Zu diesem Zweck: Bis 2030 Reduzierung der CO2-Emissionen um 55 Prozent (gegenüber dem Basisjahr 1990). Bis 2050 Emissionsminderung von mindestens 95 Prozent an, um Klimaneutralität zu erreichen.

Dies soll im Rahmen der Möglichkeiten und Zuständigkeiten der Freien und Hansestadt Hamburg erreicht werden, unter anderem durch eine möglichst sparsame, rationelle und ressourcenschonende sowie eine umwelt- und gesundheitsverträgliche Erzeugung, Verteilung und Verwendung von Energie im Rahmen des wirtschaftlich Vertretbaren. 






ÜBERBLICK: HAMBURGISCHES KLIMASCHUTZGESETZ 

HmbKliSchG
n.F.Klimaplan Juristisches 

Neuland

Vorführender
Präsentationsnotizen
Orientierung konnten beim Neuerlass des HmbKliSchG bieten:

Das HmbKliSchG alter Fassung, das teilweise übernommen wurde.

Der Hamburger Klimaplan, dessen Ziele rechtlich verankert werden mussten.

Das Erneuerbare-Wärme-Gesetz (EWärmeG)  aus BadenWürtemberg, das Eigentümer bestehender Wohngebäude verpflichtet, erneuerbare Energien einzusetzen, sobald sie ihre Heizungsanlage austauschen. 

Die Erfahrung der Stadt Marburg, die 2008 (letztlich erfolglos)  versuchte, eine satzungsrechtliche Solarthermiepflicht (durch die sogenannte „Marburger Solarsatzung“) einzuführen.

Zum Teil wird aber auch juristisches Neuland betreten.

Insbesondere relevant: Abgrenzung zu Bundesrecht/Gesetzgebungskompetenz Hamburgs: 

Hinsichtlich der anteiligen Nutzung von erneuerbaren Energien beim Wärme- und Kälteenergiebedarf im Bereich der neu zu errichtenden Gebäude (Neubau) regelt  derzeit das Erneuerbare-Energien-Wärmegesetz  des Bundes (EEWärmeG) die Pflichten der Gebäudeeigentümer. Die Energieeinsparverordnung (EnEV) sieht (lediglich) differenzierte Betriebsverbote für besonders alte Heizkessel vor. Der Bundesgesetzgeber hat zudem für die Förderung von Photovoltaik-Anlagen zur Erzeugung von Strom aus Solarenergie verschiedene Fördermechanismen eingeführt. Im Bundesrecht existieren jedoch keine Regelungen zur Errichtung von Solaranlagen außer im EEWärmeG, beschränkt dort auf den Wärmebedarf von Neubauten. Das Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) beschäftigt sich mit Förderung und Einspeisung, nicht mit Ort und Konditionen der Errichtung. 

-> Problem: GEG-Entwurf mit abschließenden Regelungen?



• Pflicht zur Installation von 
Solaranlagen ab 2023 

• Verpflichtender Anteil Erneuerbarer 
Energien ab 2021

• Stromdirektheizungsverbot, 
Beschränkung von Klimaanlagen

• Klimabeirat 

ÜBERBLICK: HAMBURGISCHES KLIMASCHUTZGESETZ 

Vorführender
Präsentationsnotizen
HmbKliSchG sieht u.a. folgende Aspekte vor:

 Eine Pflicht zur Installation von Solaranlagen auf Hamburgs Dächern ab 2023 bei Neubauten, ab 2025 auch bei vollständiger Dacherneuerung. Ziel: Das erhebliche solare Potenzial auf den Dächern der Stadt auszuschöpfen.

Einen verpflichtenden Anteil Erneuerbarer Energien von mindestens 15 v.H. des jährlichen Wärmeenergiebedarfs bei einem Tausch oder nachträglichen Einbau von Heizungsanlagen ab Mitte 2021.

Ölheizungen im Neubau sollen ab 2022 nicht mehr zulässig sein, beim Austausch bestehender Anlagen ist für den Energieträger Heizöl ab 2026 Schluss. Auch ein Neuanschluss fest installierter Stromdirektheizungen zur Erzeugung von Raumwärme wird verboten;  ein Austausch und Ersatz von Stromdirektheizungen ist zur noch bis Ende 2025 möglich. Klimaanlagen sind nur zulässig, wenn die bestimmungsgemäße Nutzung nicht durch bautechnische oder andere geeignete Maßnahmen auf wirtschaftlich vertretbare Weise erreicht werden kann. -> aufgrund des zum 01.11.2020 in Kraft getretenen GEG ist das Ölheizungsverbot nichtig, da es zu den Vorschriften des GEG in Konflikt steht!

Es soll außerdem ein wissenschaftlich besetzter Klimabeirat installiert werden, der den Senat bei der Erfüllung der Aufgaben aus dem HmbKliSchG und der Umsetzung des Klimaplans berät. 



• Anschluss- und Nutzungsgebot für 
Wärmenetze 

• Dekarbonisierungsfahrpläne

• Vorbildfunktion der Öffentlichen 
Gebäude

• Klimaneutralität der 
Landesverwaltung

ÜBERBLICK: HAMBURGISCHES KLIMASCHUTZGESETZ 
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Vorführender
Präsentationsnotizen
Außerdem wird der Senat ermächtigt, Anschluss- und Nutzungsgebote für Wärmenetze zwecks wirtschaftlich sinnvoller Erschließung mit erneuerbarer Wärme vorzuschreiben.

Mit der Einführung von Dekarbonisierungsfahrplänen wird erstmals eine spezielle Berichts- und Darlegungspflicht für Wärmeversorgungsunternehmen eingeführt. Durch die Dekarbonierungsfahrpläne soll sichergestellt werden, dass die in Hamburg tätigen Wärmeversorgungsunternehmen sowohl im Zuge des Ausbaus ihrer Wärmenetze als auch bei Weiterbetrieb der vorhandenen Wärmenetze die Möglichkeiten der Dekarbonisierung nutzen und den Transformationsweg im Sinne der Klimaschutzziele einleiten.

Die Stadt Hamburg wird bei den Bemühungen eine Vorbildfunktion wahrnehmen:  Gebäude der öffentlichen Hand sollen in vorbildhafter Weise energieeffizient errichtet und saniert werden. Die Landesverwaltung und ihr Fuhrpark sollen bis 2030 klimaneutral organisiert werden. 



ÜBERBLICK: HAMBURGISCHES KLIMASCHUTZGESETZ 
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Vorführender
Präsentationsnotizen
Nun muss das neue HmbKliSchG umgesetzt werden.

Zu diesem Zweck sieht das HmbKliSchG insbesondere verschiedene RVO‘s vor, mit denen der Senat die Anforderungen und Verpflichtungen des HmbKliSchG ausgestalten und konkretisieren soll (insbesondere Anwendungsbereiche, Verfahrensregelungen, Ausnahmen – und Befreiungen zur Vermeidung unbilliger Härte).

Durch Rechtsverordnung sollen die folgenden Anforderungen geregelt werden: 

Pflicht zur Nutzung erneuerbarer Energien -> bis Ende 2020
Photovoltaikpflicht -> bis Ende 2020
Ausgestaltung der Dekarbonisierungsfahrpläne
Befreiungen von Klimaanlagenverbot
Wärmeschutz -> nichtig durch GEG
Anschluss und Nutzungsgebot
Neubauten von öffentlichen Gebäuden

Die Instandsetzung und Modernisierung von öffentlichen Gebäuden soll dagegen durch eine Verwaltungsvorschrift geregelt werden.



§ 16 HmbKliSchG - „PV-PFLICHT“ 

„(1) Die Freie und Hansestadt Hamburg strebt langfristig an, dass alle geeigneten Dachflächen 
möglichst in Kombination mit Gründächern und unter Berücksichtigung der Anforderungen des 
Schutzes von Bäumen im Stadtgebiet soweit technisch möglich und wirtschaftlich vertretbar 
zur Stromerzeugung durch die Nutzung solarer Strahlungsenergie genutzt oder zur Verfügung 
gestellt werden.

(2) Die Eigentümerinnen und Eigentümer von Gebäuden, deren Baubeginn nach dem 1. 
Januar 2023 liegt, haben sicherzustellen, dass Anlagen zur Erzeugung von Strom aus solarer 
Strahlungsenergie auf der Dachfläche errichtet und betrieben werden. Sie können sich zur 
Nutzung der solaren Strahlungsenergie auf Dachflächen eines Dritten bedienen.

(3) Die Pflicht nach Absatz 2 gilt auch bei vollständiger Erneuerung der Dachhaut eines 
Gebäudes, die nach dem 1. Januar 2025 begonnen wird“(…)

Seite 8

Umsetzung Hamburgisches Klimaschutzgesetz



DIE „PV-PFLICHT“ ENTFÄLLT, SOWEIT IHRE ERFÜLLUNG
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 anderen öffentlich-rechtlichen Pflichten widerspricht 

 im Einzelfall technisch unmöglich ist,

 wirtschaftlich nicht vertretbar ist,

 im Einzelfall zu einer unbilligen Härte führen würde, oder

 auf der Dachfläche solarthermische Anlagen errichtet und betrieben werden.

Einzelheiten sind vom Senat durch Rechtsverordnung zu definieren 

Umsetzung Hamburgisches Klimaschutzgesetz

Vorführender
Präsentationsnotizen
Die Erfüllung der Pflicht zu Errichtung und Betrieb einer PV-Anlage ist dann wirtschaftlich vertretbar, wenn generell die erforderlichen Aufwendungen für deren Errichtung und Betrieb innerhalb der üblichen Nutzungsdauer durch die eintretenden Einnahmen und Einsparungen erwirtschaftet werden können.  (Analog Definition § 5 S.2 GEG)




Rechtsgrundlage für die RVO „PV-Pflicht“

Umsetzung Hamburgisches Klimaschutzgesetz
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§ 16 Absatz 5 HmbKliSchG

„Der Senat wird ermächtigt durch Rechtsverordnung festzulegen:

1. die Anforderungen an die die technische Unmöglichkeit  […],

2. die Anforderungen an die wirtschaftliche Vertretbarkeit […],

3. die von den Pflichten […] ausgenommenen Gebäude,

4. das Verfahren zum Nachweis der Pflichterfüllung.

Der Senat hat die Rechtsverordnung spätestens bis zum 31. Dezember 2020 zu erlassen.“



Platzhalter für den Präsentationstitel
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Umsetzung Hamburgisches Klimaschutzgesetz

„PV-PFLICHT“ – Technische Unmöglichkeit
Grundsätzliche Untersuchungsergebnisse des Fraunhofer ISE:
1. Nur wenige Gebäude sind wegen ihrer Dachform in Hamburg ungeeignet für eine PV-Anlage.

2. Die statischen Randbedingungen, die Art des Dachs und die Aufbauten können bei 
Bestandsgebäuden die PV-Pflichterfüllung aber unmöglich machen.

3. Die Kombination PV und extensive Dachbegrünung ist erprobt und sehr gut möglich, verringert 
aber die maximal mögliche PV-Belegungsdichte um ca. 50%.

4. Solange keine Mindestgröße für die PV-Anlage vorgegeben ist, ist das Konfliktpotenzial mit 
anderen berechtigten Dachnutzungs-Interessen (z.B. Dachgarten) gering.

„Soziale Dachnutzung“ mit „Urban 
Gardening“ (links), Dachterrasse und 
Gründach (mitte), eine semitransparente 
PV-Überdachung eines Sitzplatzes (rechts) 
ist auch auf einem Dach möglich
(Quellen: © AYAimages,  © slavun,  © 
zorro, alle stock.adobe.com)

Vorführender
Präsentationsnotizen
Hierunter fallen Gebäuden mit einem Baubeginn bis zum 01. Januar 2023, 
die über ausschließlich ungeeignete Dachflächen (nicht plan, Solarinstallations-Eignungsfläche kleiner 20 m2, …) verfügen,
die über eine unzureichender Statik verfügen, 
bei denen die Kosten für Änderungen von Aufbauten 50% der Gesamtkosten übersteigen.
Bei Gebäuden mit Baubeginn nach dem 01.01.2023 gilt: Trotz Priorisierung in der Planung kann keine mindestens 20 m2 große Solarinstallations-Eignungsfläche bereitgestellt werden.
Liegt vor, wenn im Vergleich zur üblichen Nutzung deutlich erhöhte Gefahren für PV-Anlage od. die errichtenden oder betreuenden Personen bestehen (z.B. Anlagen nach Störfallverordnung)
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Umsetzung Hamburgisches Klimaschutzgesetz

„PV-PFLICHT“ – WIRTSCHAFTLICHE VERTRETBARKEIT
Grundsätzliche Untersuchungsergebnisse des Fraunhofer ISE

1. Die Erfüllung der Pflicht zu Errichtung und Betrieb einer PV-Anlage ist dann wirtschaftlich 
vertretbar, wenn generell die erforderlichen Aufwendungen für deren Errichtung und Betrieb 
innerhalb der üblichen Nutzungsdauer durch die eintretenden Einnahmen und Einsparungen 
erwirtschaftet werden können.  (Analog Definition des GEG´s)

2. → Exemplarische Berechnungen von 10 Fallgruppen (verschiedene Geschäftsmodelle und PV-
Anlagengrößen), mit gleichen Eingangsparametern, da nicht für jede einzelne PV-Anlage die 
wirtschaftliche Vertretbarkeit nachgewiesen werden muss.  

3. Berechnungsergebnisse bei max. Einstrahlung und bei um 25% verringerter Einstrahlung: 
Amortisation wird zwischen 11 und 21 Jahren erreicht, ausgenommen die Fallgruppe der 
Kleinanlagen bis 10 kWp, die bei 75 % Ertrag eine Amortisationszeit über 25 Jahren aufweisen. 

 Damit ist die Wirtschaftlichkeit für alle Fallgruppen nachgewiesen bis auf Kleinanlagen mit sehr 
ungünstiger Ausrichtung. 

Vorführender
Präsentationsnotizen
Liegt vor, wenn
bei kleinen Gebäuden die jährliche solare Einstrahlungsmenge auf die Photovoltaikmodule an dem in Bezug auf diese Einstrahlungsmenge am besten geeigneten Standort auf dem Dach um mehr als 30 % geringer ist als die höchste jährliche solare Einstrahlungsmenge auf eine optimal ausgerichtete und unverschattete Photovoltaikanlage in Hamburg,
Die voraussichtliche Amortisationszeit der Kosten der Photovoltaikanlage an dem in Bezug auf die jährliche solare Einstrahlungsmenge voraussichtlich geeignetsten Standort auf dem Gebäudedach mehr als 20 Jahre beträgt,
bei Gebäuden mit Baubeginn bis 01.01.2023  der Anteil der sonstigen Systemkosten 75 % der Gesamtkosten der PV-Anlage übersteigt
die Verpflichteten durch die Pflichterfüllung erhebliche steuerliche Nachteile in Bezug auf ihre sonstigen Geschäftstätigkeiten erfahren würden und Dritte nicht bereit sind eine PV-Anlage zu errichten und zu betreiben




VERFAHREN DER NACHWEISERBRINGUNG

Umsetzung Hamburgisches Klimaschutzgesetz

Seite 13

Hinweispflicht

• Baugenehmigungspflichtige Vorhaben: Hinweis 
durch Bauvorlageberechtigte

• Baugenehmigungsfreie Vorhaben: Hinweis durch 
Dachdecker

Nachweisplicht

• innerhalb von 6 Monaten nach Fertigstellung 
des Vorhabens bei zuständiger Behörde

* oder baugenehmigungspflichtige Änderungen mit u.a. Dachhauterneuerung

Vorführender
Präsentationsnotizen
Anlässlich der Planung oder Ausführung von Neubauten oder Dachhauterneuerungen werden die Verpflichteten auf ihre PV-Pflichten sowie auf Möglichkeiten der Erfüllung hingewiesen. 
Zur Erfüllung der Hinweispflicht genügt es, den Verpflichteten ein entsprechendes Merkblatt oder einen Leitfaden zur PV-Pflicht zu übergeben.




„EE-PFLICHT“ - Wesentliche Regelungen 

 Pflichtauslöser: Austausch oder nachträglicher Einbau einer Heizungsanlage in Gebäuden, die vor 
dem 1. Januar 2009 errichtet wurden (§ 17 Absatz 1 HmbKliSchG)

 Mindestpflichtanteil: 15% EE bezogen auf Wärmeenergiebedarf 

 Zulässige Ersatzmaßnahmen: Anschluss an ein Wärmenetz, Baulicher Wärmeschutz, 
Sanierungsfahrplan, Quartierslösung

 Nachweispflicht innerhalb von 18 Monaten nach Inbetriebnahme der neuen Heizungsanlage

 Ausnahmen, wenn öffentlich-rechtliche Pflichten oder technische Gründe die Erfüllung verhindern 
oder die Pflichterfüllung mit unangemessenem Aufwand verbunden ist

 Einbindung der beliehenen Schornsteinfeger in den Vollzug

Seite 14

Vorführender
Präsentationsnotizen
§ 3 Nummer 21, EEG: „erneuerbare Energien“

a) Wasserkraft einschließlich der Wellen-, Gezeiten-, Salzgradienten- und Strömungsenergie,
b) Windenergie,
c) solare Strahlungsenergie,
d) Geothermie,
e) Energie aus Biomasse einschließlich Biogas, Biomethan, Deponiegas und Klärgas

§ 3 Nummer c, EnWG: Definition Biogas

„Biomethan, Gas aus Biomasse, Deponiegas, Klärgas und Grubengas sowie Wasserstoff, der durch Wasserelektrolyse erzeugt worden ist, und synthetisch erzeugtes Methan, wenn der zur Elektrolyse eingesetzte Strom und das zur Methanisierung eingesetzte Kohlendioxid oder Kohlenmonoxid jeweils nachweislich weit überwiegend aus erneuerbaren Energiequellen im Sinne der Richtlinie 2009/28/EG (ABl. L 140 vom 5.6.2009, S. 16) stammen.“




Diskussion/ Fragen

Umsetzung Hamburgisches Klimaschutzgesetz – §§ 16, 17
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„PV-PFLICHT“ – Technische Unmöglichkeit

Umsetzung Hamburgisches Klimaschutzgesetz
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1. Hierunter fallen Gebäuden mit einem Baubeginn bis zum 01. Januar 2023, 

a. die über ausschließlich ungeeignete Dachflächen (nicht plan, Solarinstallations-

Eignungsfläche kleiner 20 m2, …) verfügen,

b. die über eine unzureichender Statik verfügen, 

c. bei denen die Kosten für Änderungen von Aufbauten 50% der Gesamtkosten übersteigen.

2. Bei Gebäuden mit Baubeginn nach dem 01.01.2023 gilt: Trotz Priorisierung in der Planung 

kann keine mindestens 20 m2 große Solarinstallations-Eignungsfläche bereitgestellt werden.

3. Liegt vor, wenn im Vergleich zur üblichen Nutzung deutlich erhöhte Gefahren für PV-Anlage od. 

die errichtenden oder betreuenden Personen bestehen (z.B. Anlagen nach Störfallverordnung)



„PV-PFLICHT“ – Wirtschaftliche Unvertretbarkeit

Umsetzung Hamburgisches Klimaschutzgesetz

Liegt vor, wenn

 bei kleinen Gebäuden die jährliche solare Einstrahlungsmenge auf die Photovoltaikmodule an 
dem in Bezug auf diese Einstrahlungsmenge am besten geeigneten Standort auf dem Dach um 
mehr als 30 % geringer ist als die höchste jährliche solare Einstrahlungsmenge auf eine optimal 
ausgerichtete und unverschattete Photovoltaikanlage in Hamburg,

 Die voraussichtliche Amortisationszeit der Kosten der Photovoltaikanlage an dem in Bezug auf die 
jährliche solare Einstrahlungsmenge voraussichtlich geeignetsten Standort auf dem Gebäudedach 
mehr als 20 Jahre beträgt,

 bei Gebäuden mit Baubeginn bis 01.01.2023  der Anteil der sonstigen Systemkosten 75 % der 
Gesamtkosten der PV-Anlage übersteigt

 die Verpflichteten durch die Pflichterfüllung erhebliche steuerliche Nachteile in Bezug auf ihre 
sonstigen Geschäftstätigkeiten erfahren würden und Dritte nicht bereit sind eine PV-Anlage zu 
errichten und zu betreiben

Seite 18



HINWEIS DURCH BAUVORLAGEBERECHTIGTE UND 
DACHDECKER

Umsetzung Hamburgisches Klimaschutzgesetz

 Anlässlich der Planung oder Ausführung von Neubauten oder Dachhauterneuerungen werden die 

Verpflichteten auf ihre PV-Pflichten sowie auf Möglichkeiten der Erfüllung hingewiesen. 

 Zur Erfüllung der Hinweispflicht genügt es, den Verpflichteten ein entsprechendes Merkblatt 

oder einen Leitfaden zur PV-Pflicht zu übergeben.

Seite 19



„PV-PFLICHT“ – Nachweiserbringung

Umsetzung Hamburgisches Klimaschutzgesetz

a) Schriftliche Bestätigung des zuständige Netzbetreibers nach § 3 Nr. 36 
EEG mit Mindestangaben (Name des Betreibers, Adresse des Installationsortes, 
Gesamtleistung)    

ODER

b) Rechnung inkl. Installations- und Inbetriebnahmebestätigung mit Mindestangaben durch 
FachhandwerkerIn (ElektrotechnikerIn)

ODER

c) Bestätigung der fachgerechten Installation und Inbetriebnahme durch staatliche oder im 
staatlichen Auftrag gelistete EnergieberaterIn mit Mindestangaben

Seite 20



„PV-PFLICHT“ – Nachweiserbringung

Umsetzung Hamburgisches Klimaschutzgesetz

Entfall der Pflichten ist (abhängig vom Grund des Entfallens) durch geeignete 
Belege nachzuweisen, z.B. durch:

- Bestätigung der technischen Unmöglichkeit durch Bauvorlageberechtigte

- Amortisationszeitberechnung

- Kostenvoranschläge

- Etc.
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